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KURZE BEGRÜNDUNG 

Zu Beginn eines neuen Zeitalters für den Verkehr bestehen die wahren Herausforderungen für 

die Behörden vor Ort nicht darin, das Rad neu zu erfinden, sondern darin, Wege zu finden, 

um Dienste entsprechend den Mobilitätsbedürfnissen der Bürger in Echtzeit zu verbessern. 

Bedingt durch die Digitalisierung kommt es zu weitreichenden Strukturveränderungen an 

Verkehrssystemen, und ausgehend von einer neuen nutzerorientierten Philosophie nehmen die 

Kommunen allmählich unterschiedliche Aspekte wie Daten und Reiseinformationen, 

Netzplanung, Fahr- und Flugscheinsysteme oder die Qualität der Dienstleistungen in den 

Blick. 

Vor diesem Hintergrund ist der Vorschlag der Kommission für eine kostenlose lokale 

drahtlose Internetanbindung im Zentrum des öffentlichen Lebens, der den Anbietern neue 

Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer Dienste eröffnet, sowohl zeitgemäß als auch 

notwendig. Zugleich wird darin ein Mechanismus vorgeschlagen, mit dessen Hilfe die 

Privatwirtschaft und die Öffentlichkeit nach den Grundsätzen der Zusammenarbeit offen und 

effizient zusammenarbeiten können, um das letztendliche Ziel einer Verbesserung der Dienste 

zu erreichen. 

Aus der Sicht der Stadtplanung und der für Verkehr zuständigen Behörden trägt die 

Einrichtung von kostenlosen Wi-Fi-Zugangspunkten zu einer besseren Kontextualisierung 

derzeitiger Mobilitätsmuster bei, vor allem in Bereichen, in denen sich herkömmliche 

Instrumente wie Statistiken als unzureichend erweisen könnten. Die Daten, die so erhoben 

werden, können für die Bewertung bestehender Maßnahmen und Dienste herangezogen 

werden, wodurch in Echtzeit Erkenntnisse über das Reiseverhalten der Menschen gewonnen, 

aber auch gezielte Investitionen unterstützt werden. Alles in allem werden die Behörden die 

Straßen sicherer machen, die Verkehrswege optimieren, die Infrastrukturkosten senken und 

die Unannehmlichkeiten aufgrund von Verkehrsüberlastung und Verschmutzung lindern 

können. 

Aus der Sicht der Verbraucher kommen kostenlose Wi-Fi-Zugangspunkte einem höheren 

Maß an Internetanbindung und Flexibilität gleich, da sie dadurch nicht nur ihre Zeit besser 

nutzen können, sondern auch in den Genuss einer größeren Bandbreite öffentlicher 

Verkehrsdienste kommen. Zugleich käme WiFi4EU Touristen durch einen breiteren Zugang 

und bessere Informationen am Zielort zugute. 

Dessen ungeachtet müssen dem ehrgeizigen Vorschlag der Kommission Bestimmungen 

zugrunde gelegt werden, mit denen sowohl für klare Kriterien für die Auswahl der 

Begünstigten als auch für die Kontinuität über die vorgeschlagene Lebensdauer der Projekte 

hinaus gesorgt wird. Ferner ist es wichtig, dass mit den für die Einrichtung von 

Zugangspunkten bereitgestellten Mitteln nicht nur die Sichtbarkeit der EU erhöht wird, 

sondern auch dazu beigetragen wird, echten Anbindungsbedarf zu decken. 

Alles in allem befürwortet die Verfasserin der Stellungnahme den Vorschlag der Kommission 

vorbehaltlich der Änderung, die Initiative auf Verkehrsmittel vor Ort und Sehenswürdigkeiten 

auszuweiten. Dadurch würde der Verkehr in den Kommunen effizienter, während den 

Verbrauchern hochwertige Dienste geboten würden. In Ermangelung einer 
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Folgenabschätzung und angesichts der geringen verfügbaren Mittel empfiehlt die Verfasserin 

der Kommission jedoch, klare Kriterien für die Auswahl der Kommunen festzulegen, denen 

die Initiative zugutekommen wird, und dafür Sorge zu tragen, dass alle Projekte, für die eine 

Finanzierung beantragt worden ist, eingehend geprüft werden.  
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Eine der Maßnahmen im Hinblick 

auf diese Vision der Internetanbindung in 

Europa sieht vor, die Schaffung lokaler 

drahtloser Zugangspunkte durch einfachere 

Planungsverfahren und geringere rechtliche 

Hindernisse zu unterstützen. Mit solchen 

Zugangspunkten, auch denjenigen, die für 

die Bereitstellung anderer öffentlicher 

Dienstleistungen benötigt werden oder 

keinen gewerblichen Charakter haben, lässt 

sich die Granularität der 

Internetversorgung entsprechend der 

Bedarfsentwicklung leichter erhöhen, 

womit ein wichtiger Beitrag zur 

Verbesserung der existierenden und zum 

Aufbau künftiger Generationen drahtloser 

Kommunikationssysteme geleistet werden 

kann. 

(2) Eine der Maßnahmen im Hinblick 

auf diese Vision der Internetanbindung in 

Europa sieht vor, die Schaffung lokaler 

drahtloser Zugangspunkte durch einfachere 

Planungsverfahren und geringere rechtliche 

Hindernisse zu unterstützen. Mit solchen 

Zugangspunkten, auch denjenigen, die für 

die Bereitstellung anderer öffentlicher 

Dienstleistungen benötigt werden oder 

keinen gewerblichen Charakter haben, lässt 

sich die Granularität der 

Internetversorgung entsprechend der 

Bedarfsentwicklung leichter erhöhen, 

womit ein wichtiger Beitrag zur 

Verbesserung der existierenden und zum 

Aufbau künftiger Generationen drahtloser 

Kommunikationssysteme geleistet werden 

kann. Diese Zugangspunkte können sich 

gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates1a zu einem europaweiten Netz 

zusammenfügen, das über ein einziges, 

europaweit gültiges 

Authentifizierungssystem verfügt. 

 _________________ 

 1a. Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. April 2016 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, 

zum freien Datenverkehr und zur 

Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. 

L 119 vom 4.5.2016, S. 1). 
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Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Mit politischen Maßnahmen der 

EU mit dem Ziel, die 

Internetinfrastruktur und die effiziente 

Nutzung der Frequenzen für die drahtlose 

Kommunikation zu fördern und die 

Netzanbindung der Europäer durch einen 

leichteren Zugang zum Internet zu 

erhöhen, sollte das Konzept des „Internets 

der Dinge“ gefördert werden, wobei 

insbesondere dessen Potenzial für 

Wachstumsinnovation und verbesserte 

Anwendungen und Dienste im Bereich 

der öffentlichen Verkehrssysteme 

berücksichtigt werden sollte. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Im Anschluss an die Mitteilung 

über eine europäische Vision für die 

Internetanbindung im digitalen 

Binnenmarkt und zur Förderung der 

Inklusion im digitalen Bereich sollte die 

Union die Bereitstellung einer kostenlosen 

lokalen drahtlosen Netzanbindung in 

Zentren des lokalen öffentlichen Lebens, 

auch an öffentlich zugänglichen Orten im 

Freien, gezielt unterstützen. Die 

Verordnungen (EU) Nr. 1316/201315 und 

(EU) Nr. 283/201416 enthalten bisher keine 

Bestimmungen für eine solche 

Unterstützung. 

(3) Im Anschluss an die Mitteilung 

über eine europäische Vision für die 

Internetanbindung im digitalen 

Binnenmarkt und zur Förderung der 

Inklusion im digitalen Bereich sollte die 

Union die Bereitstellung einer kostenlosen 

und unbeschränkten sicheren und 

geschützten lokalen drahtlosen 

Netzanbindung in Zentren des lokalen 

öffentlichen Lebens, auch an öffentlich 

zugänglichen Orten im Freien, sowie in 

öffentlichen Verkehrsmitteln und 

dazugehörigen Einrichtungen gezielt 

unterstützen. Die Verordnungen (EU) 

Nr. 1316/201315 und (EU) Nr. 283/201416 

enthalten bisher keine Bestimmungen für 

eine solche Unterstützung. 

_________________ _________________ 
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15 Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 zur Schaffung der 

Fazilität „Connecting Europe“, zur 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 913/2010 und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und 

(EG) Nr. 67/2010 (ABl. L 348 vom 

20.12.2013, S. 129), zuletzt geändert durch 

die Verordnung (EU) 2015/1017 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Juni 2015 (ABl. L 169 vom 

1.7.2015, S. 1). 

15 Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 zur Schaffung der 

Fazilität „Connecting Europe“, zur 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 913/2010 und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und 

(EG) Nr. 67/2010 (ABl. L 348 vom 

20.12.2013, S. 129), zuletzt geändert durch 

die Verordnung (EU) 2015/1017 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Juni 2015 (ABl. L 169 vom 

1.7.2015, S. 1). 

16 Verordnung (EU) Nr. 283/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. März 2014 über Leitlinien für 

transeuropäische Netze im Bereich der 

Telekommunikationsinfrastruktur und zur 

Aufhebung der Entscheidung 

Nr. 1336/97/EG (ABl. L 86 vom 

21.3.2014, S. 14). 

16 Verordnung (EU) Nr. 283/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. März 2014 über Leitlinien für 

transeuropäische Netze im Bereich der 

Telekommunikationsinfrastruktur und zur 

Aufhebung der Entscheidung 

Nr. 1336/97/EG (ABl. L 86 vom 

21.3.2014, S. 14). 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Durch eine solche Unterstützung 

sollten im öffentlichen Auftrag tätige 

Einrichtungen (z. B. Behörden und 

sonstige Anbieter öffentlicher 

Dienstleistungen) ermutigt werden, 

kostenlos eine lokale drahtlose 

Netzanbindung als Nebenleistung zu ihrer 

öffentlichen Dienstleistung anzubieten, so 

dass für die Bürger der jeweiligen 

Kommunen in den Zentren des öffentlichen 

Lebens die Vorzüge sehr hoher 

Breitbandgeschwindigkeiten erlebbar 

werden. Bei diesen Einrichtungen könnte 

es sich z. B. um Stadtverwaltungen und 

sonstige lokale Behörden, um Bibliotheken 

oder um Krankenhäuser handeln. 

(4) Durch eine solche Unterstützung 

sollten im öffentlichen und insbesondere 

lokalen und regionalen Auftrag tätige 

Einrichtungen (z. B. Behörden und 

sonstige Anbieter öffentlicher 

Dienstleistungen) ermutigt werden, eine 

kostenlose und unbeschränkte lokale 

drahtlose Netzanbindung als Nebenleistung 

zu ihrer öffentlichen Dienstleistung 

anzubieten, so dass für die Bürger der 

jeweiligen Kommunen in den Zentren des 

öffentlichen Lebens die Vorzüge sehr 

hoher Breitbandgeschwindigkeiten 

erlebbar werden. Bei diesen Einrichtungen 

könnte es sich z. B. um Stadtverwaltungen 

und sonstige lokale Behörden, um 

Bibliotheken oder um Krankenhäuser, 

Gesundheitszentren, Schulen, 
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Altersheime, Kinderheime, öffentliche 

Verkehrsmittel und 

Verkehrsinfrastrukturen wie Bahnhöfe 

oder Terminals, touristische Dienste und 

andere Einrichtungen, die für die 

jeweiligen Kommunen und ihre Bürger 

von besonderem Interesse sind, handeln. 

 

Änderungsantrag5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Eine lokale drahtlose 

Netzanbindung sollte nur als kostenlos 

gelten, wenn sie ohne Entgelt (direkte 

Zahlung oder auf andere Art und Weise 

geleistetes Entgelt, einschließlich, jedoch 

nicht ausschließlich, Werbung und 

Übermittlung persönlicher Daten) 

bereitgestellt wird. 

(5) Eine lokale drahtlose 

Netzanbindung sollte nur als kostenlos und 

unbeschränkt gelten, wenn sie ohne 

Entgelt (direkte Zahlung oder auf andere 

Art und Weise geleistetes Entgelt, 

einschließlich, jedoch nicht ausschließlich, 

Werbung und Übermittlung 

personenbezogener Daten) bereitgestellt 

wird. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Um für den Erfolg dieser Initiative 

sowie für die Sichtbarkeit der in diesem 

Bereich ergriffenen Maßnahmen der 

Europäischen Union zu sorgen, muss die 

Kommission sicherstellen, dass die 

Einrichtungen, die im Rahmen dieser 

Initiative Projekte durchführen, und 

Benutzer richtig über die Verfügbarkeit 

dieser Dienstleistungen informiert werden 

und dass gleichzeitig allgemein bekannt 

wird, dass die EU die Finanzmittel dafür 

bereitgestellt hat. 

 

Änderungsantrag 7 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Angesichts des spezifischen 

Zwecks der Maßnahme und ihrer 

Ausrichtung an den lokalen Bedürfnissen 

sollte sie als eigenes Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse im 

Telekommunikationssektor im Sinne der 

Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und 

(EU) Nr. 283/2014 anerkannt werden. 

(6) Angesichts des spezifischen 

Zwecks der Maßnahme und ihrer 

Ausrichtung an den lokalen Bedürfnissen, 

insbesondere in den weniger entwickelten 

Gebieten, die die Netzanbindung am 

dringendsten benötigen, sollte sie als 

eigenes Vorhaben von gemeinsamem 

Interesse im Telekommunikationssektor im 

Sinne der Verordnungen (EU) 

Nr. 1316/2013 und (EU) Nr. 283/2014 

anerkannt werden. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Da es sich um eine nicht 

gewerbliche Maßnahme und um kleine 

Einzelprojekte handelt, sollte der 

Verwaltungsaufwand auf ein Minimum 

beschränkt werden. Die Maßnahme sollte 

daher mittels der geeignetsten, bereits 

heute oder in Zukunft im Rahmen der 

Haushaltsordnung zur Verfügung 

stehenden Formen der finanziellen 

Unterstützung durchgeführt werden, 

insbesondere durch Finanzhilfen. Im 

Rahmen der Maßnahme sollte nicht auf 

Finanzierungsinstrumente zurückgegriffen 

werden. 

(8) Da es sich um eine nicht 

gewerbliche Maßnahme und um kleine 

Einzelprojekte handelt, sollte der 

Verwaltungsaufwand auf ein Minimum 

beschränkt werden. Zu diesem Zweck 

sollten die Planungsverfahren vereinfacht 

und die Auflagen gelockert werden. Die 

Maßnahme sollte daher mittels der 

geeignetsten, bereits heute oder in Zukunft 

im Rahmen der Haushaltsordnung zur 

Verfügung stehenden Formen der 

finanziellen Unterstützung durchgeführt 

werden, insbesondere durch Finanzhilfen. 

Im Rahmen der Maßnahme sollte nicht auf 

Finanzierungsinstrumente zurückgegriffen 

werden. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 

 



PE595.741v02-00 10/20 AD\1123087DE.docx 

DE 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Angesichts der begrenzten 

Reichweite der einzelnen lokalen 

drahtlosen Zugangspunkte und des 

geringen Wertes der Einzelprojekte dürften 

Zugangspunkte, die finanzielle 

Unterstützung im Rahmen dieser 

Verordnung erhalten, keine Konkurrenz für 

gewerbliche Anbieter darstellen. Um 

zusätzlich sicherzustellen, dass durch die 

finanzielle Unterstützung der Wettbewerb 

nicht ungebührlich verzerrt wird, private 

Investitionen verdrängt werden oder 

negative Investitionsanreize für private 

Anbieter geschaffen werden, sollten nur 

die Projekte für die Maßnahme in Frage 

kommen, die nicht bereits existierende 

ähnliche private oder öffentliche Angebote 

in demselben Gebiet duplizieren. Dies 

bedeutet nicht, dass eine zusätzliche 

Unterstützung von Maßnahmen im 

Rahmen dieser Initiative durch öffentliche 

oder private Mittel auszuschließen ist. 

(9) Angesichts der begrenzten 

Reichweite der einzelnen lokalen 

drahtlosen Zugangspunkte und des 

geringen Wertes der Einzelprojekte dürften 

Zugangspunkte, die finanzielle 

Unterstützung im Rahmen dieser 

Verordnung erhalten, keine Konkurrenz für 

gewerbliche Anbieter darstellen. Um 

zusätzlich sicherzustellen, dass durch die 

finanzielle Unterstützung der Wettbewerb 

nicht ungebührlich verzerrt wird, private 

Investitionen verdrängt werden oder 

negative Investitionsanreize für private 

Anbieter geschaffen werden, sollten nur 

die Projekte für die Maßnahme in Frage 

kommen, die nicht bereits existierende 

private oder öffentliche Angebote in 

demselben Gebiet duplizieren. Dies 

bedeutet nicht, dass eine zusätzliche 

Unterstützung von Maßnahmen im 

Rahmen dieser Initiative durch öffentliche 

oder private Mittel auszuschließen ist. 

Dieses Programm sollte mit den 

nationalen und regionalen operativen 

Programmen vereinbar sein und diese 

ergänzen, insbesondere aus dem EFRE 

finanzierte Projekte, sodass Synergien 

zwischen ihnen geschaffen werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Damit die Internetanbindung im 

Sinne dieser Verordnung rasch 

bereitgestellt wird, sollte die finanzielle 

Unterstützung unter möglichst umfassender 

Nutzung von Online-Instrumenten gewährt 

werden, die eine zügige Antragstellung 

und Bearbeitung der Anträge und die 

Verwirklichung, Überwachung und 

Überprüfung der eingerichteten lokalen 

drahtlosen Zugangspunkte ermöglichen. 

(10) Damit die Internetanbindung im 

Sinne dieser Verordnung rasch 

bereitgestellt wird, sollte die finanzielle 

Unterstützung über optimierte 

Verwaltungsverfahren unter möglichst 

umfassender Nutzung standardisierter 

Unterlagen und unter Nutzung sowohl 
von Online-Instrumenten als auch von 

anderen konventionellen Instrumenten, 

die eine zügige Antragstellung und 
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Bearbeitung der Anträge und die 

Verwirklichung, Überwachung und 

Überprüfung der eingerichteten lokalen 

drahtlosen Zugangspunkte ermöglichen, 

gewährt werden. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Angesichts des 

Netzanbindungsbedarfs in der Union und 

der Dringlichkeit, Zugangsnetze zu 

unterstützen, die in der gesamten Union 

einen hochwertigen Internetzugang auf der 

Grundlage sehr hoher 

Breitbandgeschwindigkeiten bieten 

können, sollte bei der Zuweisung der 

finanziellen Unterstützung geografische 

Ausgewogenheit angestrebt werden. 

(11) Angesichts des 

Netzanbindungsbedarfs in der Union und 

der Dringlichkeit, Zugangsnetze zu 

unterstützen, die in der gesamten Union 

einen hochwertigen Internetzugang auf der 

Grundlage hoher 

Breitbandgeschwindigkeiten bieten können 

– auch im Sinne der Mitteilung der 

Kommission vom 14. September 2016 mit 

dem Titel „Konnektivität für einen 

wettbewerbsfähigen digitalen 

Binnenmarkt – Hin zu einer europäischen 

Gigabit-Gesellschaft“, in der das Ziel 

festgelegt wird, dass alle europäischen 

Haushalte bis 2025 über eine 

Internetanbindung mit mindestens 

100 Mbit/s verfügen sollen –, sollte bei der 

Zuweisung der finanziellen Unterstützung 

regionale Ausgewogenheit angestrebt 

werden, auch unter Einbeziehung von 

abgelegenen Gebieten und Grenzgebieten, 

in denen die Netzabdeckung durch 

privatwirtschaftliche Anbieter oft 

unzureichend ist, sodass der Grundsatz 

des allgemeinen Zugangs aller Bürger zu 

den Vorzügen der 

Informationsgesellschaft gefördert wird, 

wobei ländlichen Gebieten, Gebieten in 

äußerster Randlage, Inseln, Grenz- und 

Bergregionen besondere Aufmerksamkeit 

gewidmet wird. 

 

Änderungsantrag 12 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (11a) Gemäß Artikel 349 AEUV sollten 

für die Regionen in äußerster Randlage 

aufgrund ihrer Abgelegenheit und der 

Kosten in Verbindung mit dem Zugang zu 

Internet und Diensten mit sehr hohen 

Breitbandgeschwindigkeiten im Hinblick 

auf die geografisch ausgewogene 

Zuweisung spezifische Maßnahmen 

ergriffen werden. 

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 b (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (11b) Angesichts der Bedeutung des 

Anbindungsbedarfs in der Europäischen 

Union ist es wichtig, dass die Kommission 

eine langfristige Strategie für die 

Einrichtung drahtloser Zugangspunkte 

entwickelt, mit der die Kontinuität des 

Programms auch über die 

vorgeschlagenen drei Jahre hinaus 

sichergestellt und zugleich dafür Sorge 

getragen wird, dass die errichteten 

Infrastrukturen nach Ablauf des 

Finanzierungszeitraums nicht gewerblich 

genutzt werden und dass keine Projekte 

mit einer Laufzeit von weniger als drei 

Jahren akzeptiert werden. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 c (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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 (11c) Zudem sollten die Kommission 

und die Mitgliedstaaten in Anbetracht des 

nicht gewerblichen Charakters der 

Maßnahme sicherstellen, dass die 

errichteten Infrastrukturen auch nach 

Ablauf des Finanzierungszeitraums nicht 

gewerblich genutzt werden. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe b 

Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 

Artikel 7 – Absatz 4 – Buchstabe c 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Maßnahmen im Bereich der 

Bereitstellung einer kostenlosen lokalen 

drahtlosen Internetanbindung in 

Kommunen werden durch Finanzhilfen 

oder andere Formen der finanziellen 

Unterstützung als 

Finanzierungsinstrumente finanziert. 

c) Maßnahmen im Bereich der 

Bereitstellung einer kostenlosen, 

unbeschränkten, sicheren und 

geschützten lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Kommunen werden 

durch Finanzhilfen oder andere Formen der 

finanziellen Unterstützung als 

Finanzierungsinstrumente finanziert. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 

 Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 

Artikel 10 – Absatz 4 –Unterabsatz 3 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Maßnahmen im Bereich der Bereitstellung 

einer kostenlosen lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Kommunen werden 

von der Union bis zu 100 % der 

förderfähigen Kosten finanziell unterstützt, 

unbeschadet des Grundsatzes der 

Kofinanzierung. 

Maßnahmen im Bereich der Bereitstellung 

einer kostenlosen und sicheren lokalen 

drahtlosen Internetanbindung in 

Kommunen werden von der Union bis zu 

100 % der förderfähigen Kosten finanziell 

unterstützt, unbeschadet des Grundsatzes 

der Kofinanzierung. 

(Datenschutz ist wichtig, deshalb muss die Internetverbindung nicht nur kostenlos, sondern 

auch sicher sein.) 
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Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe h 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

h) ein „lokaler drahtloser 

Zugangspunkt“ ist ein kleines Gerät mit 

geringer Leistung und geringer Reichweite, 

welches nicht-exklusive Grundfrequenzen 

nutzt, bei denen die Voraussetzungen für 

die Verfügbarkeit und effiziente Nutzung 

auf Unionsebene harmonisiert sind, und 

das Nutzern den drahtlosen Zugang zu 

einem elektronischen Kommunikationsnetz 

ermöglicht. 

h) ein „lokaler drahtloser 

Zugangspunkt“ ist ein kleines Gerät mit 

geringer Leistung und geringer Reichweite, 

welches nicht-exklusive Grundfrequenzen 

nutzt, bei denen die Voraussetzungen für 

die Verfügbarkeit und effiziente Nutzung 

auf Unionsebene harmonisiert sind, und 

das Nutzern den kostenlosen lokalen 

drahtlosen Zugang zu einem elektronischen 

Kommunikationsnetz ermöglicht. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 2 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) Unterstützung der Bereitstellung 

einer kostenlosen lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Kommunen. 

c) Unterstützung der Bereitstellung 

einer kostenlosen, sicheren und 

geschützten lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Kommunen, wobei 

eine Verbindung mit mindestens 

100 Mbit/s bzw. mit der höchsten auf dem 

Markt verfügbaren 

Übertragungsgeschwindigkeit 

sicherzustellen ist und auch 

Dienstleistungen in Verbindung mit 

nachhaltiger Mobilität einbezogen 

würden. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 3 – Buchstabe b 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 
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Artikel 5 – Absatz 5 a 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5a) Aktionen zugunsten von Vorhaben 

von gemeinsamem Interesse im Bereich 

der Bereitstellung einer kostenlosen 

lokalen drahtlosen Internetanbindung in 

Kommunen leisten, werden unterstützt 

durch 

(5a) Aktionen zugunsten von Vorhaben 

von gemeinsamem Interesse im Bereich 

der Bereitstellung einer kostenlosen und 

sicheren lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Kommunen werden 

unterstützt durch 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 4 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Artikel 6 – Absatz 8 a 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8a) Aktionen zugunsten von Vorhaben 

von gemeinsamem Interesse im Bereich 

der Bereitstellung einer kostenlosen 

lokalen drahtlosen Internetanbindung in 

Kommunen leisten, müssen die in 

Abschnitt 4 des Anhangs dargelegten 

Bedingungen erfüllen. 

(8a) Aktionen zugunsten von Vorhaben 

von gemeinsamem Interesse im Bereich 

der Bereitstellung einer kostenlosen und 

sicheren lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Kommunen müssen 

die in Abschnitt 4 des Anhangs dargelegten 

Bedingungen erfüllen. 

 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Anhang – Abschnitt 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Maßnahmen zur Bereitstellung einer 

kostenlosen lokalen drahtlosen 

Internetanbindung in Zentren des lokalen 

öffentlichen Lebens, auch an öffentlich 

zugänglichen Orten im Freien, die eine 

wichtige Rolle im öffentlichen Leben von 

Kommunen spielen, kommen für eine 

finanzielle Unterstützung in Frage. 

Maßnahmen zur Bereitstellung einer 

kostenlosen, sicheren und geschützten 

lokalen drahtlosen Internetanbindung in 

Zentren des lokalen öffentlichen Lebens, 

auch an öffentlich zugänglichen Orten im 

Freien, die eine wichtige Rolle im 

öffentlichen Leben von Kommunen 

spielen, wie öffentliche Verkehrsmittel 
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und Sehenswürdigkeiten, kommen für 

eine finanzielle Unterstützung in Frage. 

 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Anhang – Abschnitt 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Finanzielle Unterstützung steht im 

öffentlichen Auftrag tätigen Einrichtungen 

zur Verfügung(z. B. lokalen Behörden und 

sonstigen Anbietern öffentlicher 

Dienstleistungen), damit diese lokale 

drahtlose Zugangspunkte einrichten 

können, an denen sie kostenlos eine lokale 

drahtlose Internetanbindung bereitstellen. 

Finanzielle Unterstützung steht im 

öffentlichen Auftrag tätigen Einrichtungen 

zur Verfügung (z. B. lokalen Behörden und 

sonstigen Anbietern öffentlicher 

Dienstleistungen), damit diese lokale 

drahtlose Zugangspunkte – auch in 

Verbindung mit der Einführung von 

Nahverkehrsdiensten – einrichten können, 

an denen sie kostenlos eine sichere und 

geschützte lokale drahtlose 

Internetanbindung bereitstellen. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Anhang – Abschnitt 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 – Nummer 2 – Buchstabe a 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) einfach und kostenlos ist und auf 

modernster Technologie beruht und 

a) einfach, sicher und kostenlos ist 

und auf modernster Technologie beruht 

und 

 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 



AD\1123087DE.docx 17/20 PE595.741v02-00 

 DE 

Anhang – Abschnitt 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 3 – Nummer 2 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a) eine bessere Integration der 

Kommunen in den digitalen Binnenmarkt 

fördern und die Entwicklung innovativer 

digitaler Dienste und Anwendungen, die 

von lokalen KMU und Verkehrs- und 

Touristikunternehmen angeboten werden, 

vorantreiben; 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Anhang – Abschnitt 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 4 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dies gilt nicht für Projekte, die bereits 

existierende (z. B. auch qualitativ) ähnliche 

private oder öffentliche Angebote in 

demselben Gebiet duplizieren. 

Dies gilt nicht für Projekte, die bereits 

existierende (z. B. auch qualitativ) ähnliche 

private oder öffentliche Angebote in 

demselben Gebiet duplizieren oder sich 

mit solchen überschneiden. Die im 

Rahmen dieser Verordnung finanzierten 

lokalen drahtlosen Zugangspunkte 

decken hauptsächlich öffentliche Räume 

ab. 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

Verordnung (EU) Nr. 283/2014 

Anhang – Abschnitt 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 5 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die verfügbaren Mittel werden – 

grundsätzlich in der Reihenfolge ihrer 

Einreichung – auf der Grundlage der 

eingegangenen Vorschläge geografisch 

ausgewogen den Vorhaben zugeteilt, die 

die genannten Bedingungen erfüllen. 

Die verfügbaren Mittel werden auf der 

Grundlage der eingegangenen Vorschläge 

geografisch ausgewogen allen 

Mitgliedstaaten für Vorhaben zugeteilt, die 

die genannten Bedingungen erfüllen, wobei 

Inseln, Gebiete in äußerster Randlage (im 

Sinne von Artikel 349 AEUV), Berg- und 



PE595.741v02-00 18/20 AD\1123087DE.docx 

DE 

Grenzregionen und kleinere und weniger 

entwickelte Kommunen besondere 

Aufmerksamkeit erhalten. 
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